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Anhebung des vergaberechtlichen Mindestlohns und Zusammenlegung von Vergabe-

kammern in Nordrhein-Westfalen  

 

Mit der Erhöhung des Mindeststundenentgelts 

im Sinne des Tariftreue- und Vergabegesetzes 

Nordrhein-Westfalen (TVgG NRW) und der Än-

derung der Zuständigkeit der Vergabekammern 

sind in Nordrhein-Westfalen zum 01.01.2015 

zwei wichtige Änderungen landesvergaberecht-

licher Bestimmungen in Kraft getreten. 

 

Erhöhung des vergaberechtlichen Mindeststun-

denentgelts  

Nach § 4 Absatz 3 Satz 1 des Tariftreue- und 

Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (TVgG 

NRW) durften öffentliche Auftraggeber in Nordrhein-

Westfalen öffentliche Aufträge bislang nur an solche 

Unternehmen vergeben, die sich verpflichteten, 

ihren Beschäftigen bei der Ausführung der Leistung 

ein Entgelt in Höhe von mindestens 8,62 Euro pro 

Stunde zu zahlen. Jetzt hat das zuständige Lan-

desarbeitsministerium auf der Grundlage von § 4 

Absatz 3 Satz 3 TVgG NRW den landesvergabe-

rechtlichen Mindestlohn angepasst. So sieht die 

Vergabe-Mindestentgelt-Verordnung (VgMinVO) 

vom 19.11.2014 (GV. NRW. S. 911) eine Anhebung 

des Mindeststundenentgelts auf 8,85 Euro zum 

01.01.2015 vor. 

 

Das erhöhte Mindeststundenentgelt gilt für Verga-

beverfahren, die ab dem 01.01.2015 durchge-

führt werden. Bei Leistungen, die noch im Jahre 

2014 unter Vorgabe eines vergabespezifischen 

Mindestlohns von 8,62 EUR � in Gestalt ergänzen-

der Ausführungsbedingungen � beauftragt wurden, 

muss den eingesetzten Beschäftigten lediglich 8,62 

EUR gezahlt werden, selbst wenn die Dienstleistung 

im Jahre 2015 zu erbringen ist.  

Durch das Bundesgesetz zur Regelung eines all-

gemeinen Mindestlohns (Mindestlohngesetz � Mi-

LoG) vom 11.08.2014 (BGBl. I S. 1348) wurde zum 

01.01.2015 im Übrigen ein bundesweiter Mindest-

lohn eingeführt. Diese Regelung und der vergabe-

rechtliche Mindestlohn nach dem TVgG NRW gelten 

nebeneinander. Aufgrund des in § 4 Abs. 4 TVgG 

NRW festgelegten Günstigkeitsprinzips sind die 

Auftragnehmer indes verpflichtet, den im Rahmen 

des öffentlichen Auftrags eingesetzten Beschäftig-

ten den derzeit � verglichen mit dem bundesgesetz-

lichen Mindestlohn � höheren vergaberechtlichen 

Mindeststundenlohn von 8,85 Euro zu zahlen. 

 

Öffentliche Auftraggeber müssen infolge der Anhe-

bung des Mindeststundenentgeltes im Sinne des 

TVgG NRW darauf achten, die den Vergabeunter-

lagen beigefügten Verpflichtungserklärungen anzu-

passen. Entsprechende Vordrucke stellt das zu-

ständige Ministerium auf der Internetseite www. 

vergabe.nrw.de zur Verfügung. Zumindest mittelfris-

tig ist im Übrigen damit zu rechnen, dass sich die 

Anhebung des Mindestlohns auf das Preisniveau 

der nachgefragten Leistungen auswirkt. 

 

Neuregelung der Zuständigkeit der Vergabe-

kammern 

In Anbetracht der gestiegenen Komplexität des 

Vergaberechts und wegen der dadurch gebotenen 

Effizienzsteigerung hat die Landesregierung ferner 

die Zuständigkeit der Vergabekammern, welche 

über die Rechtmäßigkeit von Vergabeverfahren 

oberhalb der EU-Schwellenwerte entscheiden, 

geändert. Die Zuständigkeitsverordnung Nachprü-

fungsverfahren (ZuStVO NpV NRW) vom 
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02.12.2014 (GV. NRW. S. 869), die ebenfalls zum 

01.01.2015 in Kraft getreten ist, sieht eine Konzent-

ration � von bislang fünf Vergabekammern � auf 

zwei Standorte vor, nämlich die Vergabekammer 

Westfalen bei der Bezirksregierung Münster und die 

Vergabekammer Rheinland bei der Bezirksregie-

rung Köln.  

 

Beide Vergabekammern haben jeweils mehrere 

Spruchkörper. Die räumliche Zuständigkeit der 

Vergabekammer Westfalen erstreckt sich auf die 

Regierungsbezirke Münster, Detmold und Arnsberg. 

Die Vergabekammer Rheinland umfasst die Re-

gierungsbezirke Köln und Düsseldorf, wobei neben 

einem Spruchkörper bei der Bezirksregierung Köln 

ein weiterer Spruchkörper seinen Sitz am Standort 

der Bezirksregierung Düsseldorf hat und als Außen-

stelle der Bezirksregierung Köln fungiert. 

 

Etwaige anhängige Verfahren werden durch die 

Übergangsregelungen der Verordnung automatisch 

auf die jeweiligen Vergabekammern übergeleitet. 

 

Zu beachten haben öffentliche Auftraggeber die 

Zuständigkeitsänderung insbesondere bei der An-

gabe der für die Vergabenachprüfung zuständigen 

Stelle in den Ausschreibungsunterlagen. 

 

Dr. Andreas Hövelberndt 

07.01.2015 

 

 

 

 

 

 

 

 
Diese Mitteilung enthält allgemeine Informationen zu rechtlichen The-

men. Trotzt der sorgfältigen Recherche gibt sie die Rechtsentwicklung 

nur auszugsweise wieder und kann eine individuelle, am konkreten 

Sachverhalt orientierte  Beratung nicht ersetzen. 

 

                                                                                                                                                            


